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1. Prävention von Gewalt

1.1. Präambel

Die Behindertenhilfe Bergstrasse gGmbH (bhb) lehnt Gewalt als Strategie zur Durchsetzung von Interessen
grundlegend und in jeder Form ab. Die bhb fußt in Ihrem Selbstverständnis auf einer dialogischen Form der
Beziehungsgestaltung  und  Auseinandersetzung  zur  Lösung  von  Interessenskonflikten  und
Meinungsverschiedenheiten.
Ziel der hiermit vorliegenden Konzepte und Handlungsanleitungen ist es, das Spektrum des Themenkreises
Gewalt abzugrenzen und - in Verbindung mit den aufgeführten Handlungsanleitungen - die Prävention von
Gewalt  in  der  bhb  sicherzustellen.  Die  vorliegenden  Konzepte  und  Handlungsanleitungen  dienen  als
Anregung den Blick auf das Thema Gewalt insgesamt zu erweitern und so neue Sichtweisen zur Prävention
vor Gewalt zu ermöglichen.
Die bhb nimmt die Verpflichtungen, die sich aus § 8 HGBP ergeben sehr ernst. Die vorliegende Konzeption
und Handlungsanleitungen sollen diesen besonderen Schutz in allen Einrichtungen der bhb umsetzen und
sicherstellen.
Bedeutsam  sind  Handlungsstrategien  und  Erklärungszusammenhänge  dann,  wenn  sie  dazu  dienen,
drohende  Eskalationen  aus  einem  Spannungserleben  heraus  frühzeitig  zu  erkennen  und  mögliche
Gewaltpotentiale im Vorfeld entschärfen. 
Handlungsleitend  ist  dabei  immer  die  Vermeidung  und  Prävention  von  Gewalt  in  all  ihren
Erscheinungsformen, um so - neben anderen pädagogischen Maßnahmen - ein größtmögliches Maß an
Selbstständigkeit,  Selbstbestimmung  und  Selbstverantwortung  subjektiv  erlebbar  zu  machen  und  zu
erhalten.
Neben offenen Gewaltdynamiken im alltäglichen Miteinander sind auch Formen von Gewalt die nicht auf den
ersten  Blick  ersichtlich  sind,  insbesondere  sexualisierte  Gewalt,  sowie  das  Thema Freiheitsentziehende
Maßnahmen (FeM) Inhalte, die im Folgenden konzeptionell und hinsichtlich präventiver Strategien betrachtet
werden.
Was  für  den  Umgang  mit  erwachsenen  Menschen  mit  geistiger  Behinderung  gilt,  gilt  unter  anderen
Vorzeichen  für  den  Umgang  mit  Kindern.  Gesetzliche  Grundlage  ist  in  der  Abgrenzung  zur
Eingliederungshilfe dort die Gesetzgebung des SGB VIII, insbesondere des § 8 a VIII „Schutzauftrag bei
Kindeswohlgefährdung. Die Arbeit des Familien unterstützenden Dienst (FUD) der bhb fußt neben anderem
auch auf den im nachfolgend genannten Konzeptionen und Handlungsanleitungen. Da wo der Personenkreis
„Kinder“ und die damit in Zusammenhang stehenden gesetzlichen Grundlagen dies verlangen, finden sich im
Bereich des FUD jedoch separate konzeptionelle Instrumente. 

1.2. Positionierung

Menschen mit geistiger Behinderung leben bedingt durch ihre Behinderung in Lebenswelten, die mitunter
stark  von  Abhängigkeiten  geprägt  sein  können.  Aufgrund  der  Abhängigkeit  in  Hinblick  auf  diverse
Assistenzleistungen, seien sie intellektueller oder rein handlungspraktischer Natur, sind sie bezüglich Gewalt
durch  andere  Personen,  die  Abhängigkeiten  ausnutzen,  besonders  gefährdet.  Nähe  und  Privatheit  im
gemeinschaftlichen  Kontext  der  Betreuung  lassen  Grenzen  leichter  verschwimmen  und  machen  diese
leichter verschiebbar. Auch führen mitunter die strukturellen und räumlichen Bedingungen dazu, dass Gewalt
und sexualisierte Gewalt unter Umständen begünstigt werden.

Größte Herausforderung ist es, der Entstehung von Situationen, die zu Gewalthandlungen führen, präventiv
vorzubeugen und diese Situationen, wenn sie denn auftreten, nicht zu tabuisieren. Ziel ist  es, zu einem
professionell-reflektierenden Umgang mit der Situation zu kommen. 
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Vor dem Hintergrund des Leitbildes der bhb und des damit einhergehenden Selbstverständnisses ist es Ziel
in  allen  Diensten  und  Angeboten  ein  möglichst  hohes  Maß  an  wertschätzender  Anerkennung  der
Individualität aller Menschen mit und ohne Behinderung zu realisieren. Es ist uns jedoch bewusst, dass
Angestellte und Klienten1 sich in unterschiedlichen Zusammenhängen in der bhb befinden - zum einen in
einem reinen Arbeits-, zum anderen in einem Betreuungsverhältnis.
Die  durch  eine  Einrichtung  wie  die  bhb  vorgegebenen  strukturellen  Rahmenbedingungen  laufen  dabei
Gefahr,  die  Interessensverhältnisse  von  Angestellten  und  Klienten  einseitig  zu  verschieben  und
Abhängigkeitsverhältnisse  zwischen  Klienten  und  Angestellten  zu  betonen.  Diesen,  der  betreuerischen
Situation innewohnende „Machtüberhang“[CITATION Wol00 \p  2 \l  1031 ] ,  gilt  es immer  wieder in  der
gemeinschaftlichen Reflexion zu prüfen und im Rahmen der Prävention von gewaltauslösenden Situationen
zu reflektieren.
Generell gilt es neben allen anderen gewaltauslösenden Faktoren insbesondere die Arbeitsbedingungen für
die Mitarbeiter im Betreuungsdienst im Blick zu behalten, da Überlastung des betreuenden Personals mit
einem höheren Risiko einer gewaltsamen Eskalation einhergeht. Beeinflusst wird die Betreuungssituation
unter  anderem  durch  institutionelle  Vorgaben,  die  zur  Verfügung  gestellten  zeitlichen  und  personellen
Ressourcen sowie die Atmosphäre – das Betriebsklima im jeweiligen Bereich. 

Gewalt kann im Arbeits- und Wohnbereich vor den unterschiedlichsten Hintergründen auftreten:
 Als Eskalation des Interessenskonflikt zwischen zwei Klienten einer Wohn- oder Arbeitsgruppe,

 als Reaktion auf das Unterbinden von Autonomiebestrebungen

 als Reaktion auf verhinderte Bedürfnisbefriedigung

 als Reaktion auf anders nicht zu verarbeitende Stressbelastung

 als Durchsetzungsstrategie oder Verteidigung gegenüber den Anforderungen die wechselseitig im
betreuerischen Verhältnis gestellt werden

 als  Form der Affekthandlung von Seiten eines Angestellten oder Klienten in  der  betreuerischen
Situation.

Die präventive Betrachtung betrifft somit die Gestaltung des jeweiligen Umfeldes der Klienten, aber auch
eine  klare  Orientierung  im  Team  über  die  situationsabhängige  Umsetzbarkeit  von  pädagogischen
Ansprüchen. So ist in der Einzelsituation sehr individuell zu entscheiden, ob und welche Anforderungen für
Klienten und Angestellte zu bewältigen sind. 
Tagesform,  Alter,  Arbeitsanfall,  die  Einnahme  von  Medikamenten,  sowie  behinderungsbedingte
Einschränkungen spielen (neben anderen Faktoren) eine Rolle, inwieweit den Menschen die Gestaltung der
Situation und die etwaige Aushandlung von Konflikten schwer oder leicht fallen.   
Persönliche  Klarheit  und  pädagogische  Professionalität  ist  von  vielen  Faktoren  abhängig  und  in  der
betreuerischen Situation nicht immer konstant zu leisten. Es gehört zum Umgang mit dem Thema Gewalt,
die Einschätzung zur eigenen aktuellen Haltung in der pädagogischen Situation reflektierend zu betrachten.
Ebenso ist die Nachbereitung zur Klärung von Situationen, in denen Gewalt aufzutreten droht, auftritt oder
aufgetreten ist, wichtig zur Schaffung eines gewaltfreien Arbeits- und Lebenszusammenhangs.
Die bhb stellt an alle Angestellte einen hohen fachlichen Anspruch, auch und insbesondere im Umgang mit
Aggressionen,  herausforderndem Verhalten,  Gewalt  und gewalt-auslösenden Situationen.  Beim Umgang
miteinander sind alle grundlegenden Maßnahmen und Verhaltensweisen zu beachten und anzuwenden, die
Situationen nicht unnötig eskalieren lassen- Zielrichtung muss immer Prävention und Deeskalation sein. Dies
schließt  neben der  Betrachtung  des  situativen  Zusammenhangs auch  die  Betrachtung  der  strukturellen
Rahmenbedingungen  ein  –  inwiefern  fordern  diese  Gewalt  oder  beispielsweise  die  Anwendung  von
freiheitsentziehenden Maßnahmen geradezu heraus?
Um diese reflektorischen Prozesse zu unterstützen und aufzubereiten, bietet die bhb, da wo es fachlich
sinnvoll ist zusätzlich, regelmäßig, jährlich stattfindende interne wie externe Schulungen und Fortbildungen
zum Thema Gewaltprävention und Umgang mit  Gewalt  an.  Diese sind fester  Bestandteil  des jährlichen

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im vorliegenden Dokument die männliche Form verwendet. 
Selbstverständlich gelten alle Aussagen auch für Personen weiblichen Geschlechts.
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Fortbildungsplans, ebenso wie die jährlich, dokumentierten Unterweisungen der Einrichtungsleitungen mit
den Mitarbeitern. 
Bei der Gestaltung von Arbeits- und Lebenszusammenhängen positioniert sich die bhb in Verbindung mit
dem  Allgemeinen  Gleichbehandlungsgesetz  (AGG)  klar  zu  einer  Unternehmenskultur,  die  frei  von
Benachteiligung  und  Belästigung  ist2.  Insbesondere  achten  Angestellte  der  bhb  auf  ein  professionelles
Verhältnis von Nähe und Distanz, eine wertschätzende, auf Augenhöhe kommunizierende Wortwahl und auf
die Schaffung eines freundlichen und motivierenden Unterstützungs- und Betreuungsverhältnisses
Die hier vorliegenden Konzeptionen und Handlungsanweisungen sind Teil regelmäßiger Schulungen zum
Thema  und  dienen  dazu  alle  Menschen  in  der  bhb  bezüglich  der  hier  beschriebenen  Thematik  zu
sensibilisieren. Die Geschäftsführung hat, mit dem Ziel eine Dienstvereinbarung zur Verhinderung sexueller
Belästigung abzuschließen, Gespräche mit dem Betriebsrat der bhb aufgenommen. 
Die Wirksamkeit der hier beschriebenen Verfahren wird jährlich im Rahmen des Qualitätsmanagements-
Review  anhand  von  Kennzahlen  evaluiert.  (z.B.  Anzahl  FEM  pro  Jahr,  Anzahl  Anzeigen  pro  Jahr,
Auswertung  von  Dienstbesprechungen  und  Supervisionen  zum  Themenbereich,  Anzahl  geschulte
Fachkräfte, Anzahl Unterwiesene u.ä.…) 

1.3. Definitionen von Gewalt

Im soziologischen Kontext wird Gewalt als Ausdrucksform und Ausleben von Macht charakterisiert. Nach
Popitz meint Gewalt:
…eine  Machtaktion,  die  zur  absichtlichen  körperlichen  Verletzung  anderer  führt,  gleichgültig,  ob  sie  für  den
Agierenden  einen  Sinn  im  Vollzug  selbst  hat  (als  bloße  Aktionsmacht)  oder,  in  Drohungen  umgesetzt,  zu  einer
dauerhaften Unterwerfung (als bindende Aktionsmacht) führen soll.[CITATION Pop92 \p 24 \l 1031 ] 
Gewalt kann als systemisches Kontrollverhalten, spontanes Konfliktverhalten oder als Frustrationsverhalten
auftreten.
Bedeutend ist  dabei,  dass Gewalt  in mehreren Dimensionen auftreten kann, zum einen in der direkten,
körperlichen Form, zum anderen in indirekter Form, als Drohung beispielsweise in Form von psychischer
Gewalt oder aber auch in Form von struktureller Gewalt.
Generell spielt die Thematik des herausfordernden Verhaltens sicher ebenfalls eine Rolle in der Arbeit mit
Menschen mit Behinderung. Wir grenzen an dieser Stelle jedoch das Thema Gewalt gegenüber dem Thema
herausforderndes Verhalten ab. Nach Wesuls/Nössner stellt sich herausforderndes Verhalten als
…Verhaltensweisen  von  betreuten  Menschen  ohne  aggressive,  schädigende  Absicht,  die  im  jeweiligen  sozialen,
pflegerischen oder therapeutischen Kontext stark von gewünschten oder akzeptablen Verhaltensweisen abweichen und
Probleme oder Belastungen verursachen [CITATION Wes09 \p 15 \l 1031 ].
…dar.
Wir unterstellen im Folgenden der Anwendung von Gewalt somit ein gewisses Maß an Intentionalität, sind
uns jedoch bewusst,  dass das Phänomen Gewalt  sich durchaus im Rahmen einer Bandbreite zwischen
absichtsvollen Handeln, gescheiterter Kommunikation und Dekompensation bewegt.

1.3.1. Definition körperliche Gewalt

Gewalt in der körperlichen Ausprägung, im Sinne des klassischen Gewaltbegriffes (Einsatz von Körperkraft)
(Küper, 2008) – erscheint im betreuerischen Kontext als Angriff von einer Person auf eine (andere) Person.
Die Weltgesundheitsorganisation definiert Gewalt etwas weiter gefasst als den…
absichtlichen Gebrauch von angedrohtem oder tatsächlichem körperlichem Zwang oder physischer Macht gegen die
eigene oder eine andere Person…3  (Weltgesundheitsorganisation, 2002)

2 Dok.Nr. FB 1.3 080 Stand 02/12 – Fairer Umgang miteinander im Unternehmen – zum Merkblatt zum 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

3 WHO Global Consultation on Violence and Health. Violence: a public health priority. Geneva,

World Health Organization, 1996 (document WHO/EHA/SPI.POA.2).
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Diese – körperliche - Form von Gewalt ist es, so sei hier unterstellt, die einem zunächst bei der allgemeinen
Betrachtung des Thema Gewalt in den Sinn kommt – Anwendung von körperlicher Kraft und Einwirkung von
einer  Person auf  eine andere.  Körperliche Gewalt  kann sich nach diesem Verständnis  durch Schlagen,
Treten,  Beißen,  Zerren,  Festhalten oder Einsatz  von Gegenständen zur  Einwirkung auf  Andere äußern.
Neben dieser Form der direkten, physischen Gewalt, lassen sich noch weitere Gewaltbegriffe abgrenzen.

1.3.2. Definition Psychische Gewalt

Psychische Gewalt  vermittelt  sich im Wesentlichen  über Sprache bzw.  auch über Nicht-Kommunizieren
(Walla, 2002). Beispiele sind verbale Drohungen und Demütigungen, Anschreien, Entzug von Möglichkeiten
zur  Selbstverwirklichung,  Hänseleien  und  Mobbing.  Das  Erleben  von  Gewalt  kann  dabei  individuell
unterschiedlich sein und ist mitunter stark von der emotionalen Bewertung der Beziehungen der Beteiligten
abhängig.

1.3.3. Definition Strukturelle Gewalt

Neben  den  vorgenannten  Formen  direkter  Gewalt  unterscheidet  Galtung  (Galtung,  1975;S.10  ff)  die
strukturelle  Gewalt,  die  aufgrund  von  institutionellen  Rahmenbedingungen  auf  den  Einzelnen  wirkt.  Zur
strukturellen  Gewalt  gehören  Inhalte  wie  Freiheitsentziehende  Maßnahmen  (FEM),  Schlüsselgewalt,
Reglementierung in der Struktur des Tages usw. Bezüglich Formen der strukturellen Gewalt bedarf es im
Wohn-  wie  im  Arbeitsbereich  ein  hohes  Maß  an  Auseinandersetzung  mit  den  zu  verantworteten
Rahmenbedingungen. 

1.3.4. Verweis Sexualisierte Gewalt

In der jüngeren Vergangenheit sind wiederholt und in den unterschiedlichsten Zusammenhängen Formen
von Missbrauch und sexualisierter Gewalt zum gesamtgesellschaftlichen Thema geworden. Das hessische
Sozialministerium  fordert  aus  diesem  Grund  eine  eindeutige  konzeptionelle  Aussage  zur  sexuellen
Gewaltprävention4.  Das  Schutzkonzept  vor  sexualisierter  Gewalt  ist  Teil  dieser  Konzeptionssammlung.
Erläuterungen und Definitionen zum Thema sexualisierte Gewalt erfolgen später. 

1.4. Handlungsanleitungen

Die im Folgenden aufgezeigten Handlungsstrategien dienen in  erster  Linie  der  (Risiko-)  Abwehr um im
Umgang mit Gewalt handlungsfähig zu bleiben. Sie erheben nicht den Anspruch ein weitreichendes Training
zur  Deeskalation  zu  ersetzen,  wie  dies  beispielsweise  durch  Anbieter  wie  ProDeMa  angeboten  wird.
Allerdings ist die bhb bestrebt eigenes Personal in diesem Bereich fortzubilden, die dann zusätzlich als
Ansprechpartner und Multiplikatoren wirken können (vgl. Fortbildungsinhalte bhb).
Grundlegend sollte sich bei der Klärung von Situationen in denen Gewalt handlungsbestimmend ist, der Blick
immer auf den Gesamtzusammenhang richten: 

 Kennen Sie das gezeigte Verhalten von der Person?

 Was könnten die Gründe für das gezeigte Verhalten sein?

 Wie ist die tagesaktuelle Verfassung von Ihnen selbst und die des Klienten?

 Wie sehen die strukturellen Rahmenbedingungen aus?

 Gibt es auslösende Faktoren die lebensgeschichtlich bedingt sind und in der entsprechenden 
Situation nicht beachtet wurden?

 Was wurde zur Prävention getan?

 Wie sah das Nähe und Distanzverhalten im Vorfeld aus?

 Wie ist im Nachgang die Einschätzung der eigenen pädagogischen Handlungsstrategie?

4 Hessisches Sozialministerium; Sexuelle Gewaltprävention sowie Umgang mit Grenzverletzungen und 
sexuellen Übergriffen im Behinderteneinrichtungen; 2013; S.3 - im Sinne des § 9 Abs.2 Nr.1 HGBP
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Vorgehen zur Prävention von Gewalt 
 Als Angestellter der bhb sind Sie während Ihres Dienstes zentrale Anlaufstelle für Assistenz, Fragen,

Sorge und Nöte der Klienten die Sie betreuen. Gehen Sie daher immer  bewusst, klar und freundlich
mit der betreuerischen Situation um, in der Sie gerade sind!

 Sie gestalten Ihre Arbeitsatmosphäre mit – achten Sie auf Ihre eigene innere Haltung
 Informieren  Sie  sich  selbstverständlich  mittels  Dokumentation  über  die  (tages-)  aktuelle

Lebenssituation der Klienten, die Sie betreuen – gibt es aktuelle Ereignisse, die eine Belastung oder
Frustration für den Klienten bedeuten könnten, gibt es aktuelle Erkrankungen, Veränderungen in der
Medikation (insbesondere bei Menschen mit Epilepsie)

 Nehmen Sie die emotionale Steigerung von Konflikten bewusst war - nutzen Sie deeskalierende
Strategien, in dem Sie sich den Standpunkt der Beteiligten vergegenwärtigen und Wege zur Lösung
des Konfliktes anbieten

 Tauschen  Sie  sich  generell  fachlich  mit  Ihren  Kollegen  aus,  holen  Sie  sich  Rückmeldungen,
sprechen Sie insbesondere dann mit Ihren Kollegen, wenn Sie sich hinsichtlich der Einschätzung
einer Situation unsicher sind

 Neben  dem  Lesen  ist  selbstverständlich  auch  das  Verfassen  von  Dokumentation  wichtiger
Bestandteil der Prävention – Situationen, die sich unter Umständen über mehrere Tage zuspitzen,
lassen sich so besser einschätzen

 Informieren Sie die Leitung über Situationen, die eine Tendenz zur Eskalation haben, so verkürzen
Sie  im  Falle  einer  Eskalation  Wege.  Sie  bleiben  gerade  in  Zusammenarbeit  mit  der  Leitung
handlungsfähiger, da Sie nicht erst den Verlauf einer Entwicklung darstellen müssen

Vorgehen zur Beendigung körperlicher Gewalt
 Bewerten Sie den Grad der Eskalation: Ist eine Intervention von Ihrer Seite notwendig? Holen Sie

sich, gerade in den Fällen, die keine offene Eskalation darstellen, die Rückmeldung eines Kollegen
und stimmen Sie sich ab wie weiter verfahren wird

 Sollte die Situation eskalieren - deutliche Ansprache, die gezeigte Aktion sofort zu unterlassen.
 Bleiben Sie dabei ruhig
 Beachten Sie bei einer körperlichen Intervention den Eigenschutz
 Sollte die körperliche Intervention zu riskant sein, holen Sie Hilfe oder rufen Sie um Hilfe
 Trennen Sie die Beteiligten räumlich
 Treffen Sie nach Beendigung der Aktion klare Absprachen, wie es weitergehen wird
 Verurteilen Sie in der Situation niemanden – ihr Ziel ist es, zunächst zu deeskalieren, Bewertungen

des Geschehenen erfolgen später
 Ziehen Sie, wenn möglich, einen Kollegen hinzu, informieren Sie über die getroffenen Absprachen

und stimmen Sie sich ab, wer wen der Beteiligten betreut
 Sprechen Sie mit den Beteiligten, versuchen Sie, die Situation zu entspannen
 Verabreden Sie, wie der weitere Klärungsprozess aussehen soll
 Informieren Sie Ihren Vorgesetzten (Nutzen Sie hierfür das FB (4.1.31 Dokumentation Gewalt –sex.

Gewalt)

Vorgehen zur Beendigung psychischer Gewalt
 Bewerten Sie den Grad der Eskalation, ist eine Intervention von Ihrer Seite notwendig? Holen Sie

sich, gerade in den Fällen die keine offene Eskalation darstellen, die Rückmeldung eines Kollegen
und stimmen Sie sich ab wie weiter zu verfahren ist

 Sollte die Situation eskalieren - deutliche Ansprache die gezeigte Aktion sofort zu unterlassen.
 Bleiben Sie dabei ruhig, auch wenn Sie selbst verbal angegriffen werden
 Geben Sie dem „Angreifer“ die Gelegenheit nach Möglichkeit sein Verhalten schon in der Situation

soweit dies der kognitive Entwicklungsstand zulässt, zu reflektieren, verbalisieren Sie Gefühle die
sein Verhalten beim Angegriffenen und Ihnen auslöst
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 Verurteilen Sie in der Situation niemanden – ihr Ziel ist es zunächst zu deeskalieren, Bewertungen
des Geschehenen erfolgen später

 Sollten verbale Attacken weiter anhalten, trennen Sie die Beteiligten räumlich
 Sprechen Sie mit den Beteiligten, versuchen Sie die Situation zu entspannen
 Verabreden Sie, wie der weitere Klärungsprozess aussehen soll
 Informieren Sie Ihren Vorgesetzten (Nutzen Sie hierfür das FB (4.1.31 Dokumentation Gewalt –sex.

Gewalt)

Vorgehen zur Beendigung struktureller Gewalt
 Bewerten Sie den Grad der Eskalation, ist eine Intervention von Ihrer Seite notwendig? 
 Wenn ja – äußern Sie deutliche Kritik an der Beschränkung und machen Sie deutlich, dass Sie einen

Klärungsprozess bezüglich dieser Form von struktureller Gewalt für unbedingt erforderlich halten
 Verabreden Sie wie, mit wem und wo der Klärungsprozess vorangetrieben wird (Supervision, Team

etc.)

Fragen zur Reflexion der Situation 
 Welche Funktion hatte das gezeigte Verhalten als es auftrat, ging es dem „Angreifer“ beispielsweise

um eine Durchsetzungsstrategie oder fühlte sich die Person existentiell bedroht?
 Welches Verhalten haben andere beteiligte Personen gezeigt? 
 Wie stellte sich das gewalttätige Verhalten nach Art, Intensität und Umfang dar? 
 Wie bewertet das Team wahrgenommene Formen von struktureller Gewalt?
 Welche Interpretationsmuster bieten sich an? 

Fragen zur Selbstreflexion 
 Was ist gerade passiert?
 Was habe ich wahrgenommen? (neutral)
 Wie fühle ich mich?
 Gibt es widersprüchliche Gefühle?
 Was sind meine nächsten Schritte?
 Gibt es etwas das mich verunsichert?
 Was benötige ich für mich selbst, um gut aus der Situation herausgehen zu können?
 Was wünsche ich mir für die betroffene Person?
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2. Schutzkonzept Sexualisierte Gewalt

2.1. Positionierung

Die  bhb setzt  sich  aktiv  mit  der  Problematik  der  „sexualisierten  Gewalt“  auseinander  und  gibt  das hier
vorliegende  Schutzkonzept  an  alle  Angestellte  und  Klienten  in  geeigneter  Form  weiter,  überprüft  es
regelmäßig und entwickelt es weiter. Alle Angestellten der bhb müssen zur Prävention von sexueller Gewalt
über ein ihrer jeweiligen Verantwortung entsprechendes Fachwissen verfügen. Dazu zählen Kenntnisse von
Signalen, bei denen sexualisierte Gewalt als mögliche Ursache in Betracht gezogen werden sollte, sowie
Kenntnisse über die Strategien von übergriffigen Personen5.
Dieses Schutzkonzept leistet hierzu einen zentralen Beitrag und dient in der vorliegenden Form dazu, den
konzeptionellen Anforderungen des hessischen Sozialministeriums gerecht zu werden6.
Alle Angestellten der bhb, egal in welcher Funktion, verfügen somit über eine ihrer jeweiligen Verantwortung
grundlegende  Handlungskompetenz.  Sie  kennen  die  Methoden  der  Prävention  sexualisierter  Gewalt,
wenden sie an und können Maßnahmen der Intervention einleiten. Ebenso ist die Entwicklung einer fachlich
adäquaten Haltung im Nähe- und Distanzverhalten und im Umgang mit Machtgefälle oder Abhängigkeit,
Gegenstand  der  Qualifizierung.  Alle  Angestellten  der  bhb  reflektieren  ihre  eigenen  Haltungen  und
Kompetenzen  ständig  und  nehmen  bei  Bedarf  Unterstützung  und  kollegiale  oder  externe  Beratung  in
Anspruch.
Neben den Kenntnissen über die Prävention von sexueller Gewalt hinaus gehört zur Qualifikation auch eine
wertschätzende Haltung gegenüber dem Recht aller Menschen – mit und ohne Behinderung – auf Nähe und
Sexualität, wir verweisen hier auf das Konzept „Umgang mit Sexualität in der bhb“ im Anhang. 
Zu  unserem ganzheitlichen  und  funktionierenden  Schutzkonzept  gehört  es,  dass  alle  Angestellten  und
Klienten über das Schutzkonzept  informiert  werden.  Die  wesentlichen Inhalte  dieses Konzeptes werden
daher in Leichte Sprache übersetzt und als Beiblatt zu dieser Konzeption angefügt. Dieses 
Alle  Menschen  sollen  die  Angebote,  Einrichtungen  und  Dienste  der  bhb  als  Orte  erfahren,  die  von
gegenseitigem Verständnis, Zusammenarbeit, Mitgefühl und Anerkennung geprägt sind und müssen sich auf
unsere Vertrauenswürdigkeit und unseren Schutz verlassen können. 
Die hier vorliegenden Konzeptionen und Handlungsanweisungen sind Teil regelmäßiger Schulungen zum
Thema  und  dienen  dazu,  alle  Menschen  in  der  bhb  bezüglich  der  Thematik  sexualisierte  Gewalt  zu
sensibilisieren. Insbesondere wird in den Unterweisungen auch auf die wesentlichen geltenden gesetzlichen
Bestimmungen und Grundlagen hingewiesen.7

2.2. Definition von sexualisierter Gewalt

Sexualisierte Gewalt ist eine individuelle Grenzverletzung, die von männlichen wie weiblichen übergriffigen
Personen unabhängig von deren Alter ausgeübt wird. Der Begriff „sexualisierte Gewalt“ meint jede Form von
sexueller Handlung, die[CITATION DRK12 \p 14 \l 1031 ]:

 an  oder  vor  einem  Kind  (unter  14  Jahren),  einem  Jugendlichen  oder  einem  Menschen  mit
Behinderungen entweder gegen dessen Willen vorgenommen wird oder

 der das Kind, der Jugendliche, der Mensch mit Behinderungen aufgrund körperlicher, psychischer,
kognitiver oder sprachlicher Unterlegenheit nicht wissentlich zustimmen kann.

Sexuelle Handlungen gegenüber Kindern sind immer sexualisierte Gewalt und immer strafbar – auch dann,
wenn sich das betroffene Kind scheinbar einverstanden gezeigt hat.

5 Als komplementäres Begriffspaar sprechen  wir im Folgenden von Übergriffigen und Betroffenen (-
Personen)
6 Hessisches Sozialministerium; Sexuelle Gewaltprävention sowie Umgang mit Grenzverletzungen und 
sexuellen Übergriffen im Behinderteneinrichtungen; 2013; S.3 - im Sinne des § 9 Abs.2 Nr.1 HGBP
7  GG,  STGB, BGB, SGB XI, HGBP
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Sexuelle  Handlungen  mit  Jugendlichen  sind  strafbar,  wenn  bestimmte  Umstände  hinzukommen:  Wenn
übergriffige Personen eine Zwangslage ausnutzt, wenn die Betroffenen – etwa aufgrund einer Behinderung –
widerstandsunfähig  sind  bzw.  eine  sexuelle  Nötigung  oder  Vergewaltigung  vorliegt  oder  wenn  sexuelle
Handlungen gegen Entgelt vorgenommen werden.
Der Begriff „sexualisierte Gewalt“ verdeutlicht, dass die Gewaltaspekte mittels sexueller Handlungen zum
Ausdruck gebracht worden sind. Die Handlungen „sexualisierter Gewalt“ können grob eingeteilt werden:
Die Handlungen

 brachten einen direkten Körperkontakt zwischen übergriffiger Person und betroffener Person mit sich
(Bsp.: Streicheleien, anfassen der Brust, des Gesäß, der Genitalien, die betroffene Person musste 
die übergriffige Person an den Genitalien anfassen, Küsse, Geschlechtsverkehr etc.)

 brachten keinen direkten Körperkontakt mit sich (Bsp.: exhibitionistische Aktionen, 
Annäherungsversuche, Zeigen von Pornografie, die betroffene Person musste sich vor der 
übergriffigen Person entkleiden und/oder masturbieren, beim Waschen/Duschen/Baden beobachtet 
werden, sexualisierte Sprache (geiler Arsch, scharfe Titten) etc.)

2.3. Risikoeinschätzung

Wichtige Grundlage einer Handlungsstrategie bezüglich des Umgangs mit sexualisierter Gewalt ist generell
die Analyse der „Gelegenheitsstruktur“ – die Beschreibung einer einrichtungsbezogenen Risikostruktur, die -
in Kombination mit dem sexualpädagogischen Konzept (siehe Anlage 4.1) - die allgemeinen Gegebenheiten
in den Einrichtungen und Diensten der bhb abbildet.  Im Folgenden werden diese Gegebenheiten in den
Dimensionen:

 Strategien übergriffiger Personen,

 Signale und Folgen von Erfahrungen sexualisierter Gewalt,

 Ansprechpartner,

 Personalgewinnung,

 Handlungsanleitungen,
beschrieben. 

Generell  gilt,  dass  Berührungen  im pädagogischen  und  pflegerischen,  alltäglichen  Miteinander  nicht  zu
vermeiden sind. Pflegemaßnahmen oder beispielsweise die Begleitung und Assistenz beim Toilettengang
sind bei einer großen Anzahl von Klienten notwendige Formen der Hilfestellung. Das Ent- und Bekleiden, sei
es  in  stellvertretender  Ausführung  oder  bei  der  Assistenz  für  Menschen  mit
Schwerstmehrfachbeeinträchtigungen ist ein für das Thema sexualisierte Gewalt sensibler Bereich. Wichtige
Basis  der  Prävention  von  sexualisierter  Gewalt  in  der  bhb  ist  das  Vorhandensein  einer  guten
Kommunikations-  und  Reflexionskultur,  die  die  Möglichkeit  gibt,  über  Grenzen  in  den  vorgenannten
Zusammenhängen  zu  sprechen  und  diese  zu  definieren.  Wünsche  der  Pflegebedürftigen  nach
gleichgeschlechtlicher Pflege werden nach Möglichkeit berücksichtigt (§ 2 Abs. 2 Satz 3 SGB XI) und über
eine dementsprechende Dienstplangestaltung versucht umzusetzen.  
Im kollegialen Austausch (Gruppengespräch, Dienstbesprechung, Team, Supervision, kollegiale Beratung)
ist  im Zweifelsfall  mit  allen interagierenden Personen zu überlegen, wie  pädagogische und pflegerische
Situationen im Sinne eines wertschätzenden Umgangs zu gestalten sind. Bedürfnisse der Angestellten nach
Nähe im Kontakt mit den Klienten dürfen im professionellen und ehrenamtlichen Setting keine Rolle spielen. 
Durch  die  Selbstverpflichtungen  (siehe  2.7.1)  werden  klare  Verhaltensregeln  festgeschrieben,  wie  die
Beziehung zu Kindern, Jugendlichen und MmB transparent, positiv und verantwortungsvoll gestaltet werden
soll. Dies gilt zum einen für die Zusammenhänge innerhalb der bhb aber selbstverständlich auch für den
Kontakt zu externen Kontaktpersonen wie Dienstleistern, Ehrenamtlichen, Fahrdiensten etc. 
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2.4. Strategien übergriffiger Personen

Die  Gründe  und  Ursachen  für  sexualisierte  Gewalt  sind  zumeist  vielschichtig.  Sie  können  in  der
Persönlichkeit  der  übergriffigen  Person  selbst  liegen  und  durch  hierarchische,  autoritäre  und  unklare
Strukturen sowie Kommunikationsabläufe in Institutionen begünstigt werden.
Oftmals suchen sich übergriffige Personen ihren Arbeitsplatz oder ein ehrenamtliches Engagement gezielt
unter dem Fokus aus, dass sie dort einen möglichst engen Kontakt zu Minderjährigen oder MmB haben
können. 
Übergriffige Personen nutzen bewusst und geplant deren emotionale Abhängigkeit und Bedürftigkeit aus. Sie
wollen Macht ausüben und benutzen dazu ihre strukturelle Überlegenheit (Macht- und Autoritätsposition).
Durch  viel  Aufmerksamkeit  und  Zuwendung  bauen  sie  oftmals  zu  später  betroffenen  Personen  eine
exklusive Beziehung über einen längeren Zeitraum auf. Je größer das Abhängigkeitsverhältnis ist,  desto
höher ist das Risiko der Gefährdung. 
Die übergriffige Person sucht oftmals auch den Kontakt zu Bezugspersonen der betroffenen Person, um sich
als Ansprechpartner vorzustellen oder Hilfe in privaten Angelegenheiten anzubieten.
Ebenso  kann  es  vorkommen,  dass  übergriffige  Personen  ihre  Kollegen  manipulieren,  damit  auch  hier
niemand Verdacht schöpft. Sie präsentieren sich offen für Sorgen der Anderen, pflegen guten Kontakt zur
Leitung und positionieren sich gegen sexualisierte Gewalt. Durch dieses Verhalten haben sie entweder das
Image des „Unbedarften“ oder sind besonders geschätzte Kollegen. Ziel ist, dass niemand aus dem Umfeld
einer  betroffenen  Person  oder  auch  aus  dem  kollegialen  Umfeld  beziehungsweise  der  Gemeinschaft
Verdacht  gegen die  übergriffige Person schöpft.  Es werden Abhängigkeiten und Schuldgefühle  bei  den
Betroffenen erzeugt und Schweigegebote auferlegt.  Auch drohen übergriffige Personen den Betroffenen
oder erpressen sie. 

2.5. Signale und Folgen von Erfahrungen sexualisierter Gewalt bei den Betroffenen

Eindeutige Symptome, dass ein Kind, ein Jugendlicher oder ein MmB von sexualisierter Gewalt betroffen ist,
gibt es nicht.  Viele Betroffene können oder wagen nicht, über das Geschehene zu sprechen. Sie haben
Angst, fühlen sich schuldig, schämen sich, ihnen fehlen die Worte.
Daher es ist wichtig, Signale und Folgeerscheinungen, „stille Hilferufe“, die Betroffene häufig aussenden, zu
erkennen, diese ernst zu nehmen und darauf zu reagieren. 
Reagieren  kann  sein:  Genauer  zu  beobachten,  sich  zu  interessieren,  wie  es  dem Menschen geht  und
nachfragen. Wichtig ist, dass Signale nicht dramatisiert, aber auch nicht bagatellisiert werden.
Für die beispielhaft genannten Signale und Folgeerscheinungen kann die Ursache auch sexualisierte Gewalt
sein. Andere Ursachen können zum Beispiel psychische Erkrankungen, psychosoziale Krisen, früher erlebte
sexuelle Gewalterfahrungen oder normale entwicklungsbedingte Phasen, etwa die Pubertät sein. Das macht
eine  Überprüfung  der  tatsächlichen  Ursachen  unbedingt  notwendig.  Signale  und  Folgeerscheinungen
können sein8:

 unangemessenes sexualisiertes Verhalten und Sprache

 plötzliche Änderung des Gesamtverhaltens,  sozialer Rückzug, Nervosität,  Unruhe, Angst,
Depressionen, Schlafstörungen, Alpträume, selbstverletzendes Verhalten

 Änderung  des  äußeren  Erscheinungsbildes,  zum  Beispiel  mehrere  Kleidungsschichten,
aufreizende Kleidung, verändertes Hygieneverhalten

 Störungen der Selbstwahrnehmung

 massive Verunsicherung und Beschädigung der Gefühlswelt

 Essstörungen

 Suchtverhalten

 Motorische Unruhe, Konzentrationsstörungen

 Aggressivität

 Delinquenz

 selbstverletzendes Verhalten, Suizidgedanken, Suizidversuche

8 Die Aufzählung der Signale und der Folgeerscheinungen erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit
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 auffälliges Sexualverhalten

 häufig wechselnde Geschlechtspartner, Prostitution

2.6. Ansprechpartner

Ansprechpartner sind generell Personen aus den Leitungsebenen der bhb - zuständig für übergriffige 
Vorfälle bzw. Hinweise an den jeweiligen Standorten und Einrichtungen. Ansprechpartner dienen zur 
Sicherstellung von Schutz, Klärung und Deeskalation. Darüber hinaus ist 

Frau Marika Engel (Assistentin der Geschäftsführung)
bhb– Behindertenhilfe Bergstrasse gGmbH
Darmstädter Straße 150
64625 Bensheim 
Tel: 06251-7006-29 
Fax 06251 7006-43
m.engel@bh-b.de

als neutrale Ansprechperson neben der vorgenannten Gruppe eingesetzt. Sie fungiert weiterhin als zentrale
Sammelställe zur Evaluation von Vorfällen aus den jeweiligen Teileinrichtungen. Sie wird von den beteiligten
Verantwortlichen informiert. Hierfür ist das FB 4.1.31 Dokumentation Gewalt –sex. Gewalt zu verwenden.
Als externer Ansprechpartner wird hier das: 

Hessisches Amt für Versorgung und Soziales
Schottener Weg 3 
64289 Darmstadt
Telefon-Nr.: 06151 738-0 
Fax-Nr.: 06151 738-236 
Betreuungs-Pflegeaufsicht@havs-dar.hessen.de
benannt.

In  Folge  der  neuen  Werkstätten-Mitwirkungs-Verordnung  wurde  in  den  Werkstätten  das  Amt  der
Frauenbeauftragten  eingeführt.  Die  Frauenbeauftrage  und  ihre  Stellvertreterin  sind  Ansprechpartner  für
Mitarbeiterinnen mit Beeinträchtigung. Sie kümmern sich in Zusammenarbeit mit der Werkstattleitung, um
das  allgemeine  Wohlergehen  von  Mitarbeiterinnen.  Es  geht  dabei  vor  allem  um  Themen  wie
Gleichbehandlung, Mutterschutz und Schutz der Frauen vor Gewalt und sexueller Belästigung.
Die aktuellen Frauenbeauftragten sind an zentralen Orten in den Werkstätten bildlich ausgehängt und in
regelmäßigen Sprechstunden anzutreffen.

Weiterhin  stehen  allen  Mitarbeitern  mit  Beeinträchtigung  die  Werkstatträte  als  Ansprechpartner  zur
Verfügung. Auch sie sind in regelmäßigen Sprechstunden während der Arbeit anzutreffen. 
In den besonderen Wohnformen übernimmt der Einrichtungsbeirat die Funktionen des Werkstattrates für alle
Bewohnerinnen und Bewohner.
Der Werkstattrat, die Frauenbeauftragte und der Einrichtungsbeirat sind in der Evaluierung und 
Weiterentwicklung der Konzeption eingebunden. Sie nehmen an den regelmäßig stattfindenden 
Evaluierungsrunden teil.

Innerhalb der Einrichtung bieten die Ansprechpartner Hilfsmöglichkeiten für von Gewalt  Betroffenen und
unterstützen die Arbeit mit den Menschen zur Aufarbeitung von Übergriffen und zur Lösung von Konflikten.
Sie  vermitteln  außerdem  allen  Betroffenen  den  Kontakt  zu  Beratung  und  Supervision  bei  geeigneten
externen Stellen, wie beispielsweise pro familia oder ähnlichen Beratungsstellen.
An diese Personen können sich  alle  Klienten,  deren  Angehörige und ebenso  die  Angestellten  der  bhb
wenden.  Dies  muss  in  allen  Fällen  vermuteter,  beobachteter  oder  selbst  erlebter  sexualisierter  Gewalt
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innerhalb  der  bhb  möglich  sein.  So  kann  verhindert  werden,  dass  beispielsweise  aus  Angst  vor  einer
falschen Verdächtigung oder aus Angst vor Mobbing die Beobachtungen für sich behalten werden.
Diese Ansprechpartner sind in Fragen des Schutzes vor sexualisierter Gewalt durch dieses Schutzkonzept
geschult und werden dort wo es notwendig ist weiterqualifiziert. In den Vollversammlungen der Werkstätten,
der Wohnstätten, im Werkstattrat, im Einrichtungsbeirat sowie in allen Gruppenbesprechungen werden diese
Ansprechpartner und die Wege zur Hilfestellung immer wieder kommuniziert
Die bhb arbeitet auch mit externen Ansprechpersonen, wie Supervisoren, Fachberatungsstellen, Pro Familia,
Wildwasser  etc.  Durch  ihre  Unabhängigkeit  sind  diese  in  der  Lage die  bhb  aus  fachlicher  Perspektive
unabhängig und neutral beraten zu können.
Für die Betroffenen ist  es von zentraler Bedeutung, dass ihnen geglaubt wird und sie ernst  genommen
werden, denn häufig geben sie sich die Schuld an dem Geschehenen. Ein niedrigschwelliger Zugang zu
Unterstützung und zu den Ansprechpartnern wird sichergestellt. 

2.7. Personalgewinnung im haupt- und ehrenamtlichen Bereich

Alle  Angestellten sind verpflichtet,  die  individuellen und kulturellen Schamgrenzen und das Recht  jedes
Menschen auf (sexuelle) Selbstbestimmung zu achten. Räume, in denen sie sich mit Kindern, Jugendlichen
oder MmB befinden,  können abgeschlossen werden,  damit  die  Intimsphäre der  Klienten bei  der  Pflege
gewahrt wird. Alle Türen in unseren stationären Einrichtungen können jedoch jederzeit mit einem Zentral-
oder Vierkantschlüssel  von außen geöffnet  werden. Körperkontakt  ohne klare  fachliche Indikation ist  zu
vermeiden, Verwandtschaftsverhältnisse und Privatkontakte zu den Klienten oder deren Familien sind im
Team offenzulegen. Im Falle von Verstößen von Kollegen gegen diese Vorgaben sind diese im Team bzw.
gegenüber den Vorgesetzten oder einer externen Ansprechperson zu benennen und Möglichkeiten eines
weiteren Vorgehens zu reflektieren.

Klare  Regelungen  und  transparente  Strukturen  tragen  zur  Überwindung  der  Sprachlosigkeit  und  der
Unsicherheit  im  Umgang  mit  sexualisierter  Gewalt  bei.  Betroffenen  und  Dritten  wird  es  erleichtert,
Grenzverletzungen  zu  benennen,  sich  Hilfe  zu  holen  und  somit  auch  sexualisierten  Übergriffen  und
sexuellem Missbrauch Einhalt  zu gebieten.  Potentiell  übergriffigen Personen wird  verdeutlicht,  dass  auf
mögliche sexuelle Übergriffe und Grenzverletzungen geachtet wird.
Die  Haltung  der  Angestellten  der  bhb  ist  eine  grundlegende  Voraussetzung,  um  den  Schutz  vor
sexualisierter Gewalt innerhalb der Einrichtung zu erhöhen, dies ist bereits bei der Personalauswahl und im
Einstellungsverfahren von haupt- und ehrenamtlichen Angestellten handlungsleitend, frühzeitig sollen hier
potentiell  übergriffige  Personen  abgeschreckt  werden.  Das  geforderte  erweiterte  polizeiliche
Führungszeugnis kann zudem im Abstand von 3-5 Jahren erneut angefordert werden.
Das Unterzeichnen der Selbstverpflichtungserklärung ist für alle Angestellte bindend. 
Die  nachstehenden  Handlungsanleitungen  dienen  zur  Orientierung  und  zur  Sicherstellung  eines
risikoabwehrenden Verhaltens. 

2.8. Dokumentation und Datenschutz

Damit keine unkontrollierbaren Gerüchte entstehen, dürfen keine Klarnamen und keine Kürzel in den 
Dokumentationsordnern der MmB verwendet werden. Verwenden sie stattdessen ausschließlich 
Funktionsbezeichnungen (GL, FSJ, MA, usw.).

Für die Dokumentation eines Vorfalls, in dem ein Mitarbeiter als potenzieller Täter benannt ist, wird dies in 
dem Formblatt Dokumentation von Gewalt u sex. Gewalt dokumentiert und umgehend an den Vorgesetzten 
übermittelt. Hierin werden die involvierten Personen namentlich benannt. 
Insofern ein MmB als potenzieller Täter gilt, wird dies in dem personenzentrierten Berichtswesen 
dokumentiert.
Vor dem Hintergrund der Unschuldsvermutung – eine Person gilt solange als unschuldig bis ihre Schuld 
bewiesen wurde, müssen Schilderungen und Vermutungen sensibel und vertraulich behandelt werden, um 
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Vorverurteilungen zu vermeiden. Achten Sie darauf Informationen nicht an unbeteiligte Dritte weiterzugeben,
um den Opfer- und Täterschutz sicherzustellen. Generell ist eine möglichst umfassende und gleichzeitig 
sachliche Dokumentation anzustreben.
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2.9. Selbstverpflichtungserklärung Mitarbeiter der bhb

Selbstverpflichtung für alle Angestellten und Ehrenamtlichen zur 
Prävention vor sexualisierter Gewalt in der bhb

 Ich achte und unterstütze die in der Einrichtung lebenden/arbeitenden bzw. die durch die Einrichtung
Unterstützung erhaltenden Menschen in ihrem Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und tue Alles,
um  die  mir  anvertrauten  Menschen  mit  Beeinträchtigungen  vor  seelischer,  körperlicher  und
sexualisierter Gewalt zu schützen

 Ich setze mich dafür ein, dass durch den offenen Umgang mit Informationen und Aufklärung in der
bhb sexualisierte Gewalt enttabuisiert und dadurch unmöglich wird

 Ich  reagiere  aktiv  gegen  sexistisches,  diskriminierendes  und  gewalttätiges,  verbales  und
nonverbales Verhalten. Die individuellen Grenzen und die Intimsphäre der Anderen werden von mir
respektiert.    Ich  gebe Informationen  nicht  weiter,  ohne  das  potentielle  Opfer  darüber  vorab  in
Kenntnis zu setzen

 Ich bin mir meiner Vertrauens- und Autoritätsstellung bewusst und nutze keine Abhängigkeiten aus
 Ich nehme Hinweise auf sexuelle Grenzverletzungen, Übergriffe oder sexuellen Missbrauch durch

Andere bewusst wahr und werde dies nicht bagatellisieren oder gar vertuschen
 Ich habe von meinem Dienstvorgesetzten die „Schutzkonzeption Sexualisierte Gewalt“ erhalten und

habe diese sorgsam gelesen
 Ich  kenne  die  Verfahrenswege  bei  (vermuteter)  sexualisierter  Gewalt  und  die  entsprechenden

internen wie auch externen Ansprechpersonen
 Wenn Hinweise auf Gewaltanwendung bestehen, informiere ich den Vorgesetzten und dokumentiere

diese. Ich halte mich an die beschriebenen Ablaufprozesse und verständige in Absprache mit dem
Vorgesetzten ggf. die Polizei

 Ich bin dazu bereit, die mir angebotenen Schulungen zum Umgang mit und zur  Verhinderung von
Grenzverletzungen und sexueller Gewalt in Anspruch zu nehmen

 Ich  bestätige,  dass ich  nicht  wegen einer  Straftat  im Zusammenhang mit  sexualisierter  Gewalt9

rechtskräftig verurteilt worden bin und auch kein Ermittlungsverfahren gegen mich eingeleitet worden
ist.  Falls ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird, bin ich verpflichtet,  dies meinem Vorgesetzten
sofort mitzuteilen

 Ich bin jederzeit bereit, der bhb ein aktuelles erweitertes polizeiliches Führungszeugnis vorzulegen

__________________________________

Datum/Name in Blockschrift und Unterschrift

9 beispielsweise Straftaten nach §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232, 233a, 
234, 235, 236, oder 238 StGB
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2.10. Selbstverpflichtungserklärung externer Dienstleister der bhb

Selbstverpflichtung externe Dienstleister der bhb
(z.B. Physiotherapeuten, Fahrdienste, Kursleiter u.Ä.)

 Ich  achte und unterstütze die  in  der  bhb lebenden/  arbeitenden bzw.  die  durch die  Einrichtung
Unterstützung erhaltenden Menschen in ihrem Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und tue Alles
um  mir  anvertrauten  Menschen  mit  Beeinträchtigungen  vor  seelischer,  körperlicher  und
sexualisierter Gewalt zu schützen

 Ich  reagiere  aktiv  gegen  sexistisches,  diskriminierendes  und  gewalttätiges,  verbales  und
nonverbales Verhalten, auch mittels digitaler Medien. Die individuellen Grenzen und die Intimsphäre
der Anderen werden von mir respektiert

 Ich bin mir meiner Vertrauens- und Autoritätsstellung bewusst und nutze keine Abhängigkeiten aus.
 Ich nehme Hinweise auf sexuelle Grenzverletzungen, Übergriffe oder sexuellen Missbrauch durch

Andere bewusst wahr und werde dies nicht bagatellisieren oder gar vertuschen
 In  einer  Unterweisung  wurde  mir  die  „Schutzkonzeption  Sexualisierte  Gewalt“  übergeben,  die

wesentlichen Inhalte vorgestellt und ich habe diese sorgsam gelesen
 Ich  kenne  die  Verfahrenswege  bei  (vermuteter)  sexualisierter  Gewalt  und  die  entsprechenden

Ansprechpersonen
 Wenn Hinweise  auf  Gewaltanwendung bestehen,  informiere  ich  die  bhb.  Ich  halte  mich  an  die

beschriebenen Ablaufprozesse und verständige in Absprache mit der bhb ggf. die Polizei  
 Ich bestätige,  dass ich nicht  wegen einer  Straftat  im Zusammenhang mit  sexualisierter Gewalt 10

rechtskräftig verurteilt worden bin und auch kein Ermittlungsverfahren gegen mich eingeleitet worden
ist. Falls ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird, bin ich verpflichtet, dies der bhb sofort mitzuteilen

 Ich bin jederzeit bereit, der bhb ein aktuelles erweitertes polizeiliches Führungszeugnis vorzulegen

______________________________________
Datum/Name in Blockschrift und Unterschrift

10 beispielsweise Straftaten nach §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232, 233a, 
234, 235, 236, oder 238 StGB
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2.11. Handlungsanleitung Sexuelle Gewalt11

Prüfen Sie zunächst immer, um welche Fallkonstellation es sich handelt. Handelt es sich um eine von 
Gewalt geprägte Situation zwischen Mitarbeitern und Mitarbeitern, zwischen Mitarbeitern und MmB, oder 
zwischen MmB und MmB. Achten Sie darauf, dass Sie den entsprechenden Anwendungsprozess (2.11 oder
2.12) anwenden. 
Halten Sie unbedingt Rücksprache mit Ihrem Vorgesetzten.

Vorgehen bei Beobachtung von sexueller Gewalt
 Ruhe bewahren
 Eigenschutz beachten
 Nach Möglichkeit eingreifen, um Situation zu unterbinden
 Evtl. Beweismittel ( Körperflüssigkeiten, Fotos, Mails etc.) sicherstellen
 Schutz d. Betroffenen
 Informieren Sie Ihren Vorgesetzten (Nutzen Sie hierfür das FB (4.1.31 Dokumentation Gewalt –sex.

Gewalt)
 Wenn kein Vorgesetzter, oder d. Vertretung erreichbar ist, dann Polizei kontaktieren
 Beobachtungen protokollieren

Vorgehen bei Schilderung von sexueller Gewalt
 Bleiben Sie ruhig, wenn Ihnen jemand von einem Übergriff erzählt. Realisieren Sie, dass Sie diese 

Schilderungen zum ersten Mal hören, aber dass die betroffene Person bereits vor einiger Zeit damit 
konfrontiert worden sein kann

 Schaffen Sie einen angemessenen Gesprächsrahmen
 Nehmen Sie die Schilderungen der betroffenen Person ernst. Das bedeutet, Sie hören zu und 

schreiben nach Möglichkeit die Schilderungen auf. Wenn sie Zweifel haben, äußern Sie diese nicht, 
vermeiden Sie damit Interpretationen

 Vermeiden Sie Gefühlsunterstützungen (z.B.: „Das ist aber furchtbar!“)
 Hören Sie vor allem zu und sorgen Sie dafür, dass Ihre eigenen Gefühle nicht auf die betroffene 

Person projiziert werden
 Stellen Sie so wenig wie möglich Fragen und auf keinen Fall dann, wenn die betroffene Person viel 

von sich aus erzählt. Sie müssen die Wahrheit nicht ans Licht bringen, sondern nur zu hören und 
mitschreiben

 Fragen Sie nur, wenn Ihnen etwas undeutlich ist. „Ich habe das nicht verstanden. Kannst du das 
nochmal wiederholen?“

 Machen Sie der betroffenen Person ein Kompliment, dass sie sich Ihnen anvertraut hat
 Besprechen Sie, wem Sie von den Schilderungen berichten müssen
 Schreiben Sie zusammen mit der betroffenen Person auf, was Sie weitersagen werden (Kontrolle 

und Überprüfung, ob sie alles gut verstanden haben)
 Stellen Sie die notwendige Unterstützung und ggf. den Schutz der Person sicher. Berücksichtigen 

Sie hierbei die zeitliche Nähe/Ferne der geschilderten Geschehnisse 
 Setzen Sie sich umgehend mit Ihrem Vorgesetzten in Verbindung und besprechen Sie mit ihm das 

weitere Vorgehen. Bewahren Sie darüber hinaus zunächst Stillschweigen, um den 
Opfer-/Täterschutz zu gewährleisten

 Nutzen Sie die Fragen zur Selbstreflexion und suchen Sie sich ggf. selbst Unterstützung bei Ihrem 
Vorgesetzten

11 Der hier vorliegende Handlungsleitfaden gilt für alle Zusammenhänge in denen sexuelle Gewalt ein 
Thema wird. Unabhängig von den jeweiligen Konstellationen (Angestellter/Klient; Klient/Klient).
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Vorgehen bei Vermutung von sexueller Gewalt
 Beobachtungen protokollieren
 Nutzen Sie die Fragen zur Selbstreflexion und informieren Sie Ihren Vorgesetzten
 Führen Sie gemeinsam mit Ihrem Vorgesetzten ein Gespräch mit der betroffenen Person. Gehen Sie

dabei behutsam vor und dokumentieren Sie die Schilderungen im Gesprächsverlauf  
 Über das Einschalten der Polizei bzw. das weitere Vorgehen entscheidet der Vorgesetzte
 Stellen Sie die notwendige Unterstützung und ggf. den Schutz der Person sicher. Berücksichtigen 

Sie hierbei die zeitliche Nähe/Ferne der geschilderten Geschehnisse 

Fragen zur Reflexion der Situation 
 Welche Funktion hatte das gezeigte Verhalten als es auftrat, ging es dem „Angreifer“ beispielsweise

um eine Durchsetzungsstrategie oder fühlte sich die Person existentiell bedroht?
 Welches Verhalten haben andere beteiligte Personen gezeigt? 
 Wie stellte sich das gewalttätige Verhalten nach Art, Intensität und Umfang dar? 
 Wie bewertet das Team wahrgenommene Formen von struktureller Gewalt?
 Welche Interpretationsmuster bieten sich an? 

Fragen zur Selbstreflexion 
 Was ist gerade passiert?
 Was habe ich wahrgenommen? (neutral)
 Wie fühle ich mich?
 Gibt es widersprüchliche Gefühle?
 Was sind meine nächsten Schritte?
 Gibt es etwas das mich verunsichert?
 Was benötige ich für mich selbst, um gut aus der Situation herausgehen zu können?
 Was wünsche ich mir für die betroffene Person?
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2.12. Anwendungsprozess: Reaktion auf Gewalt – potenzieller Täter: Mitarbeiter
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2.13. Anwendungsprozess: Reaktion auf Gewalt – potenzieller Täter: Mensch mit 
Beeinträchtigung
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3. Freiheitsentziehende Maßnahmen

3.1. Positionierung

Die  Anwendung  von  freiheitsentziehenden  Maßnahmen  geht  einher  mit  erheblichen  gesundheitlichen
Beeinträchtigungen  der  jeweiligen  Personen.  Neben  direkten  körperlichen  Schädigungen  durch  etwaige
Hautabschürfungen und Hämatomen stellt die aus der Maßnahme resultierenden Immobilisation eine der
größten  Gefahren  dar.  Aus  der  Immobilisation  resultieren  immenser  psychischer  Stress  und  mitunter
weiterer  geistiger  Abbau.  Werden  freiheitsentziehenden  Maßnehmen zudem unsachgemäß angewendet
kann dies im schlimmsten Fall mit Todesfolge enden.[CITATION Eur15 \l 1031 ] 

Grundsätzlich  sollten  vor  Anwendung  einer  freiheitsentziehenden  Maßnahme  (FEM)  immer  alle
pädagogische Mittel und Wege ausgeschöpft werden und weniger einschränkende Maßnahmen vorgezogen
werden. Es ist generell zwischen den Freiheitsrechten und der Führsorgepflicht der Beteiligten abzuwägen.
Die Freiheitsentziehende Maßnahme erfolgt nur, wenn jegliche Alternativen (Checkliste Alternativen FEM)
nicht  zum  Erfolg  führten.  Zeiträume  ohne  Anwendung  der  freiheitsentziehenden  Maßnahme  sollen
überwiegen und jede Möglichkeit dafür muss dazu genutzt werden. 
Die hier vorliegenden Konzeptionen und Handlungsanweisungen sind Teil regelmäßiger Schulungen zum
Thema  und  dienen  dazu,  alle  Menschen  in  der  bhb  bezüglich  der  Thematik  freiheitsentziehende
Maßnahmen zu sensibilisieren. Jährlich wird durch die Einrichtungsleitungen zu dieser Thematik zusätzlich
unterwiesen und die Durchführung der Unterweisung dokumentiert. 

Freiheitsentziehende Maßnahmen stellen einen fundamentalen Eingriff in das in der Verfassung garantierte
Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit dar (Art. 2, Abs. 1 Satz 1 GG) und können nur durch einen
gerichtlichen Beschluss legalisiert werden. Es gilt § 5 HGBP. Zum Ausschluss von Straftatbeständen muss
eine nachvollziehbare Einwilligung des Betroffenen oder eine Genehmigung durch das Gericht zugrunde
liegen, ausgenommen bei Gefahr im Verzug. Die Erforderlichkeit und Rechtfertigung der Maßnahme wird
entsprechend der Empfehlungen der hessischen Betreuungs- und Pflegeaufsicht regelmäßig überprüft und
im jeweils verwendeten Dokumentationssystem aktuell und nachvollziehbar dokumentiert. Dabei erfolgt eine
Zuordnung des Betroffenen, der Nennung der konkreten Maßnahme sowie der anordnenden Person. Der
Betroffene ist in jedem Fall über die Maßnahme aufzuklären.
Vor und während jeder Art der Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme überzeugt sich der/die
Durchführende von deren Unbedenklichkeit für den Betroffenen. 

Freiheitsentziehende Maßnahmen sind u.a.

Direkte Fixierungen:
- Anbringen von Bettseitenstützen (so genannte Bettgitter)
- Anbringen eines Tischbretts vor einem Stuhl, der das Aufstehen verhindert
- Nutzung von Gurten auf einer Liege, einem Bett oder einem Rollstuhl

Räumliche Fixierung:
- Jegliches Hindern am Verlassen der Einrichtung/des Wohnbereichs/des Zimmers
- Wegnahme von Kleidungsstücken und Schuhen sowie Gehhilfen, dass der Betroffene sich nicht aus 

dem Haus/dem Zimmer bewegen kann
Chemische Fixierung:

- Einmalige Gabe von sedierenden Mitteln nach ärztlicher Verordnung  
- kontinuierliche Gabe sedierender Medikamente nach ärztlicher Verordnung  

3.2. Rechtliche Grundlagen

Eine Fixierung ist eine freiheitsentziehende Maßnahme, die im Gegensatz zu der im Grundgesetz Artikel 2,
Absatz 2, Satz 2 und Art. 104 GG garantierten Freiheitsgarantie steht:
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"Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In dieses Recht darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen
werden." 
Jede widerrechtliche Fixierung ist demnach Freiheitsberaubung nach § 239 StGB. 

Rechtlich zulässig ist eine freiheitsentziehende Maßnahme nur: 
 Mit Beschluss durch einen Betreuungsrichter (z. B. auf Grund des Antrags eines Betreuers oder

Bevollmächtigten (§ 1906 BGB Abs.4) 
 Einmalig zur Abwendung akuter Gefahren (Notstand oder Notwehr §§ 32, 34 StGB) 

 Mit Einwilligung des Betroffenen, sofern dieser einwilligungsfähig ist 
Rechtswidrige freiheitsentziehende Maßnahmen können den Straftatbestand der Freiheitsberaubung (§
239 StGB) und/oder Nötigung (§ 240 StGB) erfüllen.
Sofern  der  Betroffene  darüber  hinaus  noch  in  seiner  Gesundheit  geschädigt  wird  oder  sogar  verstirbt,
können  die  §§  222  ff.  StGB  (fahrlässige  Tötung,  fahrlässige  Körperverletzung)  einschlägig  werden.
Allerdings kann auch die Nichtausführung, bzw. das Unterlassen einer angeordneten freiheitsentziehenden
Maßnahme strafrechtliche Konsequenzen haben.

3.3. Definition von freiheitsentziehenden Maßnahmen

Ob eine Maßnahme als freiheitsentziehend deklariert wird, ist abhängig von den Möglichkeiten zur 
Selbstbestimmung der jeweiligen Person. Es werden folgende Dimensionen der Selbstbestimmung 
unterschieden:

A: der Betroffene ist selbst einwilligungsfähig  12     

 es muss eine schriftliche Einwilligung des Betroffenen vorliegen, eine richterliche Genehmigung
ist nicht notwendig

 Einwilligungsfähig ist,  wer die Art, Bedeutung und Tragweite der Maßnahme erkennen sowie
seine Einwilligung sachgerecht erfassen und beurteilen kann13

 Es ist regelmäßig zu überprüfen, ob Einwilligungsfähigkeit noch besteht!

B: der Betroffene ist nicht einwilligungsfähig, jedoch bewegungsfähig
 Es muss eine richterliche Genehmigung vorliegen, in der aufgeführt wird, welche Maßnahme für

welchen Zeitraum maximal gestattet ist
C: akute Gefährdungssituation des Betroffenen oder Beteiligter
 Eine  Fremd-  oder  Eigengefährdung  muss  vorliegen14,  dann  ist  zunächst  keine richterliche

Genehmigung notwendig. Zu beachten sind umgehende Information des gesetzlichen Betreuers
sowie Dokumentation der Prüfung von Alternativen. Eine freiheitsentziehende Maßnahme die
kontinuierlich über den Zeitraum von 24 Stunden hinaus besteht, benötigt auf jeden Fall eine
richterliche  Genehmigung.  Auch  darf  die  Anwendung  der  freiheitsentziehenden Maßnahmen
ohne richterlichen Beschluss nicht regelmäßig erfolgen und muss allein als absolute Ausnahme
zur Abwehr von Eigen- und/oder Fremdgefährdung angesehen werden. 

3.4. Handlungsstrategien

Das pädagogische Handeln in der bhb zielt darauf ab jegliche Form von freiheitsentziehenden Maßnahmen
zu vermeiden. Die bhb orientiert sich dabei an erfolgreichen Konzepten und Denkweisen zur Vermeidung

12 Bei unklaren Umständen muss die Einwilligungsfähigkeit einer Person ärztlich bestätigt werden

13 Vgl. u. a. BGH-Urteil vom 28.11.1957 und Urteil des OLG Hamm FG 

Prax 1997

14 Rechtsgrundlage zum Wegfall von Straftatbeständen bilden hier die §§ 32 und 34 StGB zu Notwehr und 
rechtfertigendem Notstand
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von freiheitsentziehenden Maßnahmen, wie beispielweise dem Werdenfelser Weg[ CITATION DrS08 \l 1031
].  In  jedem  individuellen  Fall  ist  zwischen  der  Gefahr  für  den  Betroffenen  und  der  entstehenden
Einschränkung abzuwägen. Jede Entscheidungsfindung, ob und in welchem Maße eine freiheitsentziehende
Maßnahme erforderlich ist,  wird somit  fallspezifisch im Team ggf. teamübergreifend erörtert  und mit  der
Leitung abgestimmt. 

Es werden individuelle alternative Lösungen, durch die Zuhilfenahme des Abwägungsprozesses und der
entsprechenden Checkliste, erarbeitet – dies auch in Abstimmung mit  den Angehörigen. 

Bei  Bedarf  wird  eine  individuelle  Förder-  und  Unterstützungsplanung  erstellt.  Angesetzte
freiheitsentziehende  Maßnahmen  werden  in  den  Dienstbesprechungen  regelmäßig  bezüglich  weiterer
Notwendigkeit überprüft – das Ergebnis wird dokumentiert. 

3.5. Schulung und Dokumentation

Alle Angestellten im Betreuungsdienst werden zur Prävention und Anwendung von FEM sachgerecht 
geschult –die Kenntnisse werden im Rahmen des bhb internen Schulungsprogrammes jährlich aufgefrischt 
und die Durchführung der Unterweisung wird dokumentiert. 

Die Anwendung von freiheitsentziehenden Maßnahmen wird durch das im Dokumentensystem der bhb 
hinterlegte Formular zur „Dokumentation einer freiheitsentziehenden Maßnahmen“ dokumentiert.
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3.6. Abwägungsprozess zur Vermeidung der Anwendung freiheitsentziehender 
Maßnahmen
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3.7. Anwendungsprozess freiheitsentziehender Maßnahmen
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Anlagen

Umgang mit Sexualität in der bhb 

Die  mit  unserem  Leitbild  verknüpfte  Haltung  drückt  sich  in  der  gegenseitigen  Achtung  menschlicher
Wünsche,  Anliegen,  Rechte  und  Bedürfnisse  aus.  Das  gilt  auch  für  den  Bereich  der  Sexualität,  denn
Sexualität ist ein Grundbedürfnis und ein wichtiger Bestandteil in der Persönlichkeitsentwicklung eines jeden
Menschen.
Sexualität drückt sich dabei in einem Bedürfnis nach Geborgenheit und Sinnlichkeit, Zusammengehörigkeit,
sowie in ihrer jeweils individuellen Form aus. 
Gleichwohl  sind  wir  wachsam  gegenüber  grenzüberschreitenden  Formen  in  Zusammenhang  mit  dem
Ausleben von Sexualität im Kontext von Gewalt,  Machtmissbrauch und Ausbeutung. Wir beugen diesen
grenzüberschreitenden Formen vor und leisten adäquate Hilfe. 
Wir sehen die Beratung und die Förderung als selbstverständliche Bestandteile unserer Arbeit an, um die
Entfaltung  der  Persönlichkeit  zu  unterstützen.  Grundlagen  für  den  Umgang  mit  Sexualität  und  die
Einschätzung eines übergriffigen Verhaltens in unserer Einrichtung sind die geltenden Gesetze (z.b. §174a
StGB;  §179  StGB;  §223b  StGB),  verknüpft  mit  unseren  im  Leitbild  enthaltenen  Werten.  Im Folgenden
werden unsere Leitgedanken erläutert, die eine Allgemeingültigkeit für alle Teilbereiche der bhb haben. 

Die hier vorliegenden Konzeptionen und Handlungsanweisungen sind Teil regelmäßiger Schulungen zum
Thema und dienen dazu alle Menschen in der bhb, bezüglich des Themas Sexualität, zu sensibilisieren.

Verständnis von Sexualität

Sexualität äußert sich in dem Wunsch nach Wohlbefinden und körperlich-seelischer Lust. Sexualität bildet
einen  wichtigen  Bestandteil  der  Persönlichkeitsentwicklung  eines  jeden  Menschen.  Sie  ist  nicht  auf  ein
bestimmtes Alter begrenzt und kann sich im Laufe des Lebens verändern - individuelle Neigungen werden
entdeckt und ausgelebt. Der Mensch sehnt sich nach Nähe, Körperkontakt, Freundschaft, Liebe, Zärtlichkeit,
Lust und Leidenschaft. Das sexuelle Erleben kennt viele Facetten.

Sexualpädagogische Ziele 

 Durch das Vermitteln von Wissen soll die Handlungskompetenz und die Hinführung zur sexuellen
Selbstbestimmung  gefördert  bzw.  erweitert  werden  (Erweiterung  des  Selbstbewusstseins,
Kontaktfähigkeit, Verantwortung gegenüber Anderen, Angstbewältigung)

 Eine gelebte Sexualität soll die Persönlichkeitsentwicklung unterstützen und erweitern

 Das Finden der sexuellen Identität soll nicht als Stigma erlebt werden, sondern der Steigerung des
Selbstbewusstseins dienen. 

 Es  wird  eine  individuelle  Begleitung  und  Unterstützung  in  sexuellen  und  partnerschaftlichen
Belangen angeboten 

 Sexuelle Grenzüberschreitungen sollen durch Aufklärung und Prävention vermieden werden

 Förderung  der  Toleranz  und  Abgrenzung  gegenüber  Wünschen  und  Forderungen  anderer  soll
angestrebt werden

Aufklärung und Prävention

Auf  Basis  der  beschriebenen Grundhaltung stellen  Aufklärung  und Prävention  einen  zentralen Punkt  in
unserer pädagogischen Arbeit im Alltag dar. Durch gezielte Angebote wird auf ein gemeinsames Miteinander
hingearbeitet, bei dem eigene Bedürfnisse und die Grenzen anderer bewusst wahrgenommen, in jedem Fall
respektiert  und  gewahrt  werden.  Begleitung  und  Förderung  bei  der  Entwicklung  von  Einstellungen und
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Verhaltensweisen in der gelebten Sexualität sind genauso ein Bestandteil der Sexualaufklärung wie auch die
Vermittlung von Wissen durch Informationen über biologische Faktoren und Verhütungsmittel.
Dadurch sollen eigene Bedürfnisse kennen gelernt, benannt, sowie Grenzen gesetzt und akzeptiert werden
können. 

Intimsphäre

Jeder Mensch hat das Recht auf Wahrung und Schutz seiner Intim- und Privatsphäre.
Der  Schutz  der  Intimsphäre  gelingt  durch  eine  Kultur  des  achtsamen  Miteinanders.  Ein  gegenseitiger
Respekt ist unabdingbar. Dazu gehört es unter anderem das Schamgefühl der Menschen zu achten bzw. ein
Bewusstsein bei ihnen dafür zu schaffen.  
Bei  der  Körperpflege  bedeutet  dies  für  uns  auf  einen  sensiblen  Umgang zu  achten.  Das Betreten  von
Privaträumen und Bädern geschieht nur nach vorherigem Anklopfen und Absprache. Unbeteiligte Personen
sollen sich nicht in den Bädern aufhalten. Pflegehandlungen werden verbal angeleitet und begleitet.  Die
Wünsche  bei  der  Intimpflege  sollen  eine  größtmögliche  Berücksichtigung  finden.  Der  Umgang  mit
Informationen geschieht vertraulich und sorgfältig.

Nähe und Distanz

Nähe und Distanz in einem ausgewogenen Verhältnis unterstützen ein positives Miteinander. 
Um ein  Gefühl  für Nähe und Distanz zu bekommen ist  die Vorbildfunktion der  Angestellten von großer
Bedeutung. 
Es ist wichtig zu wissen, dass „Nein“ – sagen legitim ist und jeder das Recht hat, Nähe und Distanz selbst zu
bestimmen.  Kein  Mensch  soll  zu  etwas  gezwungen  werden,  was  er  nicht  möchte.  Eine  empathische
Grundhaltung ist Voraussetzung, um die Grenzen des Anderen zu erkennen und zu respektieren.

Beziehungen und Partnerschaft / Schwangerschaft und Familie

Jeder Mensch soll selbst bestimmen können, mit wem er eine Beziehung oder Partnerschaft eingeht. Wenn
beide Partner im gegenseitigen Einvernehmen den Wunsch nach Zärtlichkeit  und Sexualität haben, kein
Zwang  besteht  und  der  Rahmen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  eingehalten  wird  (Ausschluss  von
Straftatbeständen nach §§ 174 ff StgB), ist dieses in unserer Einrichtung erlaubt.
Sexuelle Beziehungen zwischen Betreuungspersonal und Menschen sind vor diesem Hintergrund nur dann
vorstellbar wenn zwischen beiden Personen ein Abhängigkeitsverhältnis ausgeschlossen werden kann (§
174c  StgB).  Wir  fördern  und  begleiten  den  Aufbau  sozialer  Kontakte  und  stehen  den  Menschen  mit
Behinderung beratend und aufklärend zur Seite. Bezüglich der Themen Liebe, Partnerschaft, Gefühle und
Sexualität  können  viele  Fragen  entstehen,  die  von  im  Rahmen  der  betreuerischen  Arbeit  sensibel
aufgegriffen und individuell begleitet werden. Auch ein möglicher Kinderwunsch oder eine Schwangerschaft
können ein Thema sein.

Kooperation

Um einen professionellen Umgang mit Sexualität im Allgemeinen sowie sexueller Gewalt im Besonderen
gewährleisten  zu  können,  sehen  wir  es  als  Selbstverständlichkeit  an  mit  anderen  Einrichtungen  und
Diensten zu kooperieren. Im Mittelpunkt steht dabei immer der jeweilige Mensch mit seinen Wünschen und
Bedürfnissen. Diesen gilt es, auch über das Spektrum unserer eigenen Möglichkeiten und Angebote hinaus,
gerecht  zu  werden.  Um im Interesse  der  sexuellen  Bedürfnisse  der  Menschen mit  Beeinträchtigung  zu
handeln,  können  auf  Wunsch  dieser  auch  Eltern,  Angehörige  und  gesetzliche  Angestellte  in  die
sexualpädagogische Arbeit miteinbezogen werden.
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 Schutzkonzept in leichter Sprache

Schutz-Konzept in leichter Sprache    
In Wohnstätten und Werkstätten gibt es viele Arten von 
Gewalt:

Körperliche Gewalt:
Zum Beispiel Schläge, Schubsen 
und Verletzungen.

Psychische Gewalt:

Zum Beispiel jemanden 
verspotten,
jemanden schlecht machen,
oder schlecht über jemanden 
reden. 

Sexuelle Gewalt:                           
Zum Beispiel wenn jemand einen 
anfasst ohne dass man es will.

              

Freiheitsentziehende Maßnahmen:
Zum Beispiel wenn jemand 
festgehalten, festgebunden oder 
eingesperrt wird.
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Alle diese Arten von Gewalt können vorkommen!

Daher gilt:

Gewalt (Treten, Schlagen, usw.) ist 
nicht erlaubt und wird gleich 
gemeldet.

Beleidigungen, Gerüchte, Lügen und 
Bedrohungen sind verboten.

Sexuelle Belästgung ist verboten.       

 Niemand darf einen anderen 
Menschen zum Sex zwingen.

 Niemand darf einem anderen 
Menschen mit Absicht beim Sex
wehtun.
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 Ein Erwachsener darf keinen 
Sex mit einem Kind haben.

Niemand darf einen festbinden, 
festhalten oder einsperren. 

Das Recht auf Freiheit und 
Sicherheit bedeutet:
Niemand darf wegen einer 
Behinderung eingesperrt werden.

Zum Beispiel: Niemand darf in 
seinem Zimmer eingeschlossen 
werden. 

Es gibt aber Ausnahmen:

Manchmal sind Menschen 
seelisch krank. 
Sie möchten sich verletzen. 
Oder sie möchten andere 
Menschen verletzen.

Dann müssen sie in ein 
Krankenhaus. 
Um sie und andere zu schützen.
Dort müssen sie eine Zeit bleiben.

Aber ein Richter muss das 
bestimmen. 
Er muss immer wieder prüfen:
Kann der Mensch das 
Krankenhaus jetzt wieder 
verlassen?
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Alle diese Sachen sind verboten!

Das steht in den Gesetzen. 

Niemand darf das tun!
Auch wir und die Mitarbeiter der bhb nicht!
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Es darf kein Geheimnis sein!

Wir müssen über Gewalt sprechen.
Dann können die Mitarbeiter besser 
aufpassen.
Sie können darauf achten,
dass sie keine Täter werden.
Und auch die Kollegen nicht.

Die Angestellten der bhb 
unterschreiben im Vertrag:
Wir wenden keine Gewalt an.
Sonst verlieren wir unsere Stelle.

Es gibt Schulungen für die Mitarbeiter.
Dort lernen sie, wie sie Gewalt 
vermeiden und worauf sie achten 
müssen. 
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Was können Sie machen?

Jeder soll sagen können:

 Ich weiß, was ich möchte! 
 Und ich weiß, was ich nicht möchte! 
 Und niemand darf etwas machen, was ich nicht möchte!

Ich sage NEIN oder STOPP!
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An wen kann ich mich wenden? 

Sprich mit einer Person, die du magst.

Du kannst alle Mitarbeiter der bhb ansprechen. 

Mitarbeiterinnen in der Werkstatt können sich an 
die Frauenbeauftragte wenden. 

Mitarbeiter in der Werkstatt können sich an den Werkstattrat wenden.

In den Wohnstätten ist der Einrichtungsbeirat der Ansprechpartner für die 
Bewohner.

Frau Engel ist zentrale Ansprechpartnerin der bhb: 
Telefon: 06251-7006 29 

Wo kann man noch nachfragen?

Es gibt Beratungsstellen und Menschen, 
die sich mit Sexualität, Gewalt und Rechten
auskennen. 

Da kann man hingehen und nachfragen, 
wenn man mehr über Sexualität und Gewalt wissen
möchte.

Man kann bei pro familia anrufen:
Telefon: 06251-68 191
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Die Bilder im Text sind von:
© Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Bremen e.V., 
Illustrator Stefan Albers, Atelier Fleetinsel, 2013
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